
Ausgewählte Normen: 

StGB 

§ 68a Aufsichtsstelle, Bewährungshilfe, forensische Ambulanz 

(1) Die verurteilte Person untersteht einer Aufsichtsstelle; das Gericht bestellt ihr für die Dauer der 
Führungsaufsicht eine Bewährungshelferin oder einen Bewährungshelfer. 

(2) Die Bewährungshelferin oder der Bewährungshelfer und die Aufsichtsstelle stehen im Einverneh-
men miteinander der verurteilten Person helfend und betreuend zur Seite. 

(3) Die Aufsichtsstelle überwacht im Einvernehmen mit dem Gericht und mit Unterstützung der Be-
währungshelferin oder des Bewährungshelfers das Verhalten der verurteilten Person und die Erfüllung 
der Weisungen. 

(4) Besteht zwischen der Aufsichtsstelle und der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer in 
Fragen, welche die Hilfe für die verurteilte Person und ihre Betreuung berühren, kein Einvernehmen, 
entscheidet das Gericht. 

(5) Das Gericht kann der Aufsichtsstelle und der Bewährungshelferin oder dem Bewährungshelfer für 
ihre Tätigkeit Anweisungen erteilen. 

(6) Vor Stellung eines Antrags nach § 145a Satz 2 hört die Aufsichtsstelle die Bewährungshelferin 
oder den Bewährungshelfer; Absatz 4 ist nicht anzuwenden. 

(7) Wird eine Weisung nach § 68b Abs. 2 Satz 2 und 3 erteilt, steht im Einvernehmen mit den in Ab-
satz 2 Genannten auch die forensische Ambulanz der verurteilten Person helfend und betreuend zur 
Seite. Im Übrigen gelten die Absätze 3 und 6, soweit sie die Stellung der Bewährungshelferin oder des 
Bewährungshelfers betreffen, auch für die forensische Ambulanz. 

(8) Die in Absatz 1 Genannten und die in § 203 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 6 genannten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der forensischen Ambulanz haben fremde Geheimnisse, die ihnen im Rahmen 
des durch § 203 geschützten Verhältnisses anvertraut oder sonst bekannt geworden sind, einander zu 
offenbaren, soweit dies notwendig ist, um der verurteilten Person zu helfen, nicht wieder straffällig zu 
werden. 2Darüber hinaus haben die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 genannten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der forensischen Ambulanz solche Geheimnisse gegenüber der Aufsichtsstelle und dem 
Gericht zu offenbaren, soweit aus ihrer Sicht 

 
1.  

dies notwendig ist, um zu überwachen, ob die verurteilte Person einer Vorstellungsweisung nach 
§ 68b Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 nachkommt oder im Rahmen einer Weisung nach § 68b Abs. 2 Satz 2 
und 3 an einer Behandlung teilnimmt, 

 
2.  

das Verhalten oder der Zustand der verurteilten Person Maßnahmen nach § 67g, § 67h oder § 
68c Abs. 2 oder Abs. 3 erforderlich erscheinen lässt oder 

 
3.  

dies zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für das Leben, die körperliche Unver-
sehrtheit, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter erforderlich ist. 

In den Fällen der Sätze 1 und 2 Nr. 2 und 3 dürfen Tatsachen im Sinne von § 203 Abs. 1, die von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der forensischen Ambulanz offenbart wurden, nur zu den dort ge-
nannten Zwecken verwendet werden. 
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§ 68b Weisungen 

(1) 1Das Gericht kann die verurteilte Person für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere 
Zeit anweisen, 

 
1.  

den Wohn- oder Aufenthaltsort oder einen bestimmten Bereich nicht ohne Erlaubnis der Auf-
sichtsstelle zu verlassen, 

 
2.  

sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Strafta-
ten bieten können, 

 
3.  

zu der verletzten Person oder bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe, 
die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, keinen Kontakt aufzu-
nehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder zu beherber-
gen, 

 
4.  

bestimmte Tätigkeiten nicht auszuüben, die sie nach den Umständen zu Straftaten missbrau-
chen kann, 

 
5.  

bestimmte Gegenstände, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, 
nicht zu besitzen, bei sich zu führen oder verwahren zu lassen, 

 
6.  

Kraftfahrzeuge oder bestimmte Arten von Kraftfahrzeugen oder von anderen Fahrzeugen nicht 
zu halten oder zu führen, die sie nach den Umständen zu Straftaten missbrauchen kann, 

 
7.  

sich zu bestimmten Zeiten bei der Aufsichtsstelle, einer bestimmten Dienststelle oder der Be-
währungshelferin oder dem Bewährungshelfer zu melden, 

 
8.  

jeden Wechsel der Wohnung oder des Arbeitsplatzes unverzüglich der Aufsichtsstelle zu mel-
den, 

 
9.  

sich im Fall der Erwerbslosigkeit bei der zuständigen Agentur für Arbeit oder einer anderen zur 
Arbeitsvermittlung zugelassenen Stelle zu melden, 

 
10.  

keine alkoholischen Getränke oder andere berauschende Mittel zu sich zu nehmen, wenn auf-
grund bestimmter Tatsachen Gründe für die Annahme bestehen, dass der Konsum solcher Mit-
tel zur Begehung weiterer Straftaten beitragen wird, und sich Alkohol- oder Suchtmittelkontrollen 
zu unterziehen, die nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden sind, 

 
11.  

sich zu bestimmten Zeiten oder in bestimmten Abständen bei einer Ärztin oder einem Arzt, einer 
Psychotherapeutin oder einem Psychotherapeuten oder einer forensischen Ambulanz vorzustel-
len oder 

 
12.  

die für eine elektronische Überwachung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen technischen Mittel 
ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu 
beeinträchtigen. 

Das Gericht hat in seiner Weisung das verbotene oder verlangte Verhalten genau zu bestimmen. Eine 
Weisung nach Satz 1 Nummer 12 ist, unbeschadet des Satzes 5, nur zulässig, wenn 

 
1.  

die Führungsaufsicht auf Grund der vollständigen Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder Ge-
samtfreiheitsstrafe von mindestens drei Jahren oder auf Grund einer erledigten Maßregel einge-
treten ist, 

 
2.  

die Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe oder die Unterbringung wegen einer oder mehrerer 
Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Art verhängt oder angeordnet wurde, 

 
3.  

die Gefahr besteht, dass die verurteilte Person weitere Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 
genannten Art begehen wird, und 

 
4.  

die Weisung erforderlich erscheint, um die verurteilte Person durch die Möglichkeit der Daten-
verwendung nach § 463a Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung, insbesondere durch die 
Überwachung der Erfüllung einer nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 auferlegten Weisung, von der 
Begehung weiterer Straftaten der in § 66 Absatz 3 Satz 1 genannten Art abzuhalten. 

Die Voraussetzungen von Satz 3 Nummer 1 in Verbindung mit Nummer 2 liegen unabhängig davon 
vor, ob die dort genannte Führungsaufsicht nach § 68e Absatz 1 Satz 1 beendet ist. Abweichend von 
Satz 3 Nummer 1 genügt eine Freiheits- oder Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren, wenn diese we-
gen einer oder mehrerer Straftaten verhängt worden ist, die unter den Ersten oder Siebenten Ab-
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schnitt des Besonderen Teils fallen; zu den in Satz 3 Nummer 2 bis 4 genannten Straftaten gehört 
auch eine Straftat nach § 129a Absatz 5 Satz 2, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1. 

(2) Das Gericht kann der verurteilten Person für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere 
Zeit weitere Weisungen erteilen, insbesondere solche, die sich auf Ausbildung, Arbeit, Freizeit, die 
Ordnung der wirtschaftlichen Verhältnisse oder die Erfüllung von Unterhaltspflichten beziehen. Das 
Gericht kann die verurteilte Person insbesondere anweisen, sich psychiatrisch, psycho- oder sozial-
therapeutisch betreuen und behandeln zu lassen (Therapieweisung). Die Betreuung und Behandlung 
kann durch eine forensische Ambulanz erfolgen. 4§ 56c Abs. 3 gilt entsprechend, auch für die Wei-
sung, sich Alkohol- oder Suchtmittelkontrollen zu unterziehen, die mit körperlichen Eingriffen verbun-
den sind. 

(3) Bei den Weisungen dürfen an die Lebensführung der verurteilten Person keine unzumutbaren 
Anforderungen gestellt werden. 

(4) Wenn mit Eintritt der Führungsaufsicht eine bereits bestehende Führungsaufsicht nach § 68e Abs. 
1 Satz 1 Nr. 3 endet, muss das Gericht auch die Weisungen in seine Entscheidung einbeziehen, die 
im Rahmen der früheren Führungsaufsicht erteilt worden sind. 

(5) Soweit die Betreuung der verurteilten Person in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 11 oder ihre Be-
handlung in den Fällen des Absatzes 2 nicht durch eine forensische Ambulanz erfolgt, gilt § 68a Abs. 
8 entsprechend 

§ 145a Verstoß gegen Weisungen während der Führungsaufsicht 

Wer während der Führungsaufsicht gegen eine bestimmte Weisung der in § 68b Abs. 1 bezeichneten 
Art verstößt und dadurch den Zweck der Maßregel gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. Die Tat wird nur auf Antrag der Aufsichtsstelle (§ 68a) verfolgt. 

 

StPO 

§ 463a Zuständigkeit und Befugnisse der Aufsichtsstellen 

(1) Die Aufsichtsstellen (§ 68a des Strafgesetzbuches) können zur Überwachung des Verhaltens des 
Verurteilten und der Erfüllung von Weisungen von allen öffentlichen Behörden Auskunft verlangen und 
Ermittlungen jeder Art, mit Ausschluß eidlicher Vernehmungen, entweder selbst vornehmen oder 
durch andere Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit vornehmen lassen. Ist der Aufenthalt des Ver-
urteilten nicht bekannt, kann der Leiter der Führungsaufsichtsstelle seine Ausschreibung zur Aufent-
haltsermittlung (§ 131a Abs. 1) anordnen. 

(2) Die Aufsichtsstelle kann für die Dauer der Führungsaufsicht oder für eine kürzere Zeit anordnen, 
daß der Verurteilte zur Beobachtung anläßlich von polizeilichen Kontrollen, die die Feststellung der 
Personalien zulassen, ausgeschrieben wird. § 163e Abs. 2 gilt entsprechend. 3Die Anordnung trifft der 
Leiter der Führungsaufsichtsstelle. 4Die Erforderlichkeit der Fortdauer der Maßnahme ist mindestens 
jährlich zu überprüfen. 

(3) Auf Antrag der Aufsichtsstelle kann das Gericht einen Vorführungsbefehl erlassen, wenn der Ver-
urteilte einer Weisung nach § 68b Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 oder Nr. 11 des Strafgesetzbuchs ohne genü-
gende Entschuldigung nicht nachgekommen ist und er in der Ladung darauf hingewiesen wurde, dass 
in diesem Fall seine Vorführung zulässig ist. Soweit das Gericht des ersten Rechtszuges zuständig ist, 
entscheidet der Vorsitzende. 

(4) Die Aufsichtsstelle erhebt und speichert bei einer Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 
des Strafgesetzbuches mit Hilfe der von der verurteilten Person mitgeführten technischen Mittel auto-
matisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung; 
soweit es technisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der verurteilten Per-
son keine über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben werden. 
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Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verwendet werden, soweit dies erfor-
derlich ist für die folgenden Zwecke: 

 
1.  

zur Feststellung des Verstoßes gegen eine Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 
oder 12 des Strafgesetzbuches, 

 
2.  

zur Ergreifung von Maßnahmen der Führungsaufsicht, die sich an einen Verstoß gegen eine 
Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 12 des Strafgesetzbuches anschließen 
können, 

 
3.  

zur Ahndung eines Verstoßes gegen eine Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 
oder 12 des Strafgesetzbuches, 

 
4.  

zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für das Leben, die körperliche Unversehrt-
heit, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter oder 

 
5.  

zur Verfolgung einer Straftat der in § 66 Absatz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches genannten Art 
oder einer Straftat nach § 129a Absatz 5 Satz 2, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des 
Strafgesetzbuches. 

Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Satz 2 hat die Verarbeitung der Daten zur Feststellung von 
Verstößen nach Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 des 
Strafgesetzbuches automatisiert zu erfolgen und sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme 
besonders zu sichern. Die Aufsichtsstelle kann die Erhebung und Verarbeitung der Daten durch die 
Behörden und Beamten des Polizeidienstes vornehmen lassen; diese sind verpflichtet, dem Ersuchen 
der Aufsichtsstelle zu genügen. Die in Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach 
ihrer Erhebung zu löschen, soweit sie nicht für die in Satz 2 genannten Zwecke verwendet werden. 
Bei jedem Abruf der Daten sind zumindest der Zeitpunkt, die abgerufenen Daten und der Bearbeiter 
zu protokollieren; § 488 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. Werden innerhalb der Wohnung der verur-
teilten Person über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen 
diese nicht verwertet werden und sind unverzüglich nach Kenntnisnahme zu löschen. 8Die Tatsache 
ihrer Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. 

(5) Örtlich zuständig ist die Aufsichtsstelle, in deren Bezirk der Verurteilte seinen Wohnsitz hat. Hat 
der Verurteilte keinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist die Aufsichtsstelle örtlich 
zuständig, in deren Bezirk er seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat und, wenn ein solcher nicht be-
kannt ist, seinen letzten Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hatte. 

§ 481 Verwendung personenbezogener Daten für polizeiliche Zwecke 

(1) Die Polizeibehörden dürfen nach Maßgabe der Polizeigesetze personenbezogene Daten aus 
Strafverfahren verwenden. Zu den dort genannten Zwecken dürfen Strafverfolgungsbehörden und 
Gerichte an Polizeibehörden personenbezogene Daten aus Strafverfahren übermitteln oder Aktenein-
sicht gewähren. Mitteilungen nach Satz 2 können auch durch Bewährungshelfer erfolgen, wenn dies 
zur Abwehr einer dringenden Gefahr für ein bedeutendes Rechtsgut erforderlich und eine rechtzeitige 
Übermittlung durch die in Satz 2 genannten Stellen nicht gewährleistet ist. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht in den Fällen, in denen die Polizei ausschließlich zum Schutz privater Rechte tätig wird. 

(2) Die Verwendung ist unzulässig, soweit besondere bundesgesetzliche oder entsprechende landes-
gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen. 

(3) Hat die Polizeibehörde Zweifel, ob eine Verwendung personenbezogener Daten nach dieser Be-
stimmung zulässig ist, gilt § 478 Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend. 
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EGGVG 

§ 13 

(1) Gerichte und Staatsanwaltschaften dürfen personenbezogene Daten zur Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben übermitteln, wenn 

 
1.  eine besondere Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

 
2.  der Betroffene eingewilligt hat, 

 
3.  

offensichtlich ist, daß die Übermittlung im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der 
Annahme besteht, daß er in Kenntnis dieses Zwecks seine Einwilligung verweigern würde, 

 
4.  

die Daten auf Grund einer Rechtsvorschrift von Amts wegen öffentlich bekanntzumachen sind 
oder in ein von einem Gericht geführtes, für jedermann unbeschränkt einsehbares öffentliches 
Register einzutragen sind oder es sich um die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens mangels Masse handelt oder 

 
5.  auf Grund einer Entscheidung 

  
a)  

bestimmte Rechtsfolgen eingetreten sind, insbesondere der Verlust der Rechtsstellung aus 
einem öffentlich-rechtlichen Amts- oder Dienstverhältnis, der Ausschluß vom Wehr- oder Zivil-
dienst, der Verlust des Wahlrechts oder der Wählbarkeit oder der Wegfall von Leistungen aus 
öffentlichen Kassen, und 

  
b)  

die Kenntnis der Daten aus der Sicht der übermittelnden Stelle für die Verwirklichung der 
Rechtsfolgen erforderlich ist; 

  

dies gilt auch, wenn auf Grund der Entscheidung der Erlaß eines Verwaltungsaktes vorgeschrie-
ben ist, ein Verwaltungsakt nicht erlassen werden darf oder wenn der Betroffene ihm durch Ver-
waltungsakt gewährte Rechte auch nur vorläufig nicht wahrnehmen darf. 

(2) In anderen als in den in Absatz 1 genannten Fällen dürfen Gerichte und Staatsanwaltschaften 
personenbezogene Daten zur Erfüllung der in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben 
einschließlich der Wahrnehmung personalrechtlicher Befugnisse übermitteln, wenn eine Übermittlung 
nach den §§ 14 bis 17 zulässig ist und soweit nicht für die übermittelnde Stelle offensichtlich ist, daß 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen an dem Ausschluß der Übermittlung überwiegen. Übermit-
telte Daten dürfen auch für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
oder einem entsprechenden Landesgesetz verwendet werden. 

 

§ 17 

Die Übermittlung personenbezogener Daten ist ferner zulässig, wenn die Kenntnis der Daten aus der 
Sicht der übermittelnden Stelle 

 
1.  zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, 

 
2.  für ein Verfahren der internationalen Rechtshilfe, 

 
3.  

zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit, 

 
4.  zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person oder 

 
5.  zur Abwehr einer erheblichen Gefährdung Minderjähriger 

erforderlich ist. 
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SGB VIII 

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräf-
te einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in 
die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforder-
lich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umge-
bung zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen 
für geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht 
anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die Ent-
scheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder 
den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtun-
gen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme 
durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken 
die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt 
die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem 
Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 

 
1.  

deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von 
ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

 
2.  

bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird 
sowie 

 
3.  

die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschät-
zung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden inso-
weit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Trä-
ger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für 
erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet 
werden kann. 

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen 
örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kin-
deswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwi-
schen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten 
sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
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§ 62 Datenerhebung 

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 

(2) 1Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. 2Er ist über die Rechtsgrundlage der Erhebung 
sowie die Zweckbestimmungen der Erhebung und Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht offen-
kundig sind. 

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn 

 
1.  eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder 

 
2.  

ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine 
Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für 

  
a)  

die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer Leistung nach diesem Buch 
oder 

  
b)  

die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten 
Buches oder 

  
c)  die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach § 52 oder 

  
d)  die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a oder 

 
3.  

die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt 
werden oder 

 
4.  die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden würde. 

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so dür-
fen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die sonst an der Leistung 
beteiligt ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten für die Gewährung einer Leistung nach 
diesem Buch notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 3 
entsprechend 

 

SGB X 

§ 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften, Gerichte und 
der Behörden der Gefahrenabwehr 

(1) Zur Erfüllung von Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften und Gerichte, der Be-
hörden der Gefahrenabwehr und der Justizvollzugsanstalten dürfen im Einzelfall auf Ersuchen Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige Anschrift der betroffenen Person, ihr derzeitiger oder 
zukünftiger Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma und Anschriften ihrer derzeitigen Ar-
beitgeber übermittelt werden, soweit kein Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdi-
ge Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden, und wenn das Ersuchen nicht länger als 
sechs Monate zurückliegt.  Die ersuchte Stelle ist über § 4 Absatz 3 hinaus zur Übermittlung auch 
dann nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen 
kann. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen zur Durchführung einer Vollstre-
ckung nach § 66 erforderlich ist. 

(2) Über das Übermittlungsersuchen entscheidet der Leiter oder die Leiterin der ersuchten Stelle, des-

sen oder deren allgemeiner Stellvertreter oder allgemeine Stellvertreterin oder eine besonders bevoll-

mächtigte bedienstete Person. 
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§ 73 Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfahrens 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur Durchführung eines Strafverfahrens 
wegen eines Verbrechens oder wegen einer sonstigen Straftat von erheblicher Bedeutung erforderlich 
ist. 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten zur Durchführung eines Strafverfahrens wegen einer anderen 
Straftat ist zulässig, soweit die Übermittlung auf die in § 72 Absatz 1 Satz 2 genannten Angaben und 
die Angaben über erbrachte oder demnächst zu erbringende Geldleistungen beschränkt ist. 

(3) Die Übermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ordnet der Richter oder die Richterin an. 

 

FamFG 

§ 13 
Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Gerichtsakten auf der Geschäftsstelle einsehen, soweit nicht schwer-
wiegende Interessen eines Beteiligten oder eines Dritten entgegenstehen. 

(2) 1Personen, die an dem Verfahren nicht beteiligt sind, kann Einsicht nur gestattet werden, soweit 
sie ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen und schutzwürdige Interessen eines Beteiligten oder 
eines Dritten nicht entgegenstehen. 2Die Einsicht ist zu versagen, wenn ein Fall des § 1758 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs vorliegt. 

 

§ 22a 
Mitteilungen an die Familien- und Betreuungsgerichte 

(1) Wird infolge eines gerichtlichen Verfahrens eine Tätigkeit des Familien- oder Betreuungsgerichts 
erforderlich, hat das Gericht dem Familien- oder Betreuungsgericht Mitteilung zu machen. 

(2) 1Im Übrigen dürfen Gerichte und Behörden dem Familien- oder Betreuungsgericht personenbezo-
gene Daten übermitteln, wenn deren Kenntnis aus ihrer Sicht für familien- oder betreuungsgerichtliche 
Maßnahmen erforderlich ist, soweit nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwürdi-
ge Interessen des Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung das Schutzbedürfnis eines Min-
derjährigen oder Betreuten oder das öffentliche Interesse an der Übermittlung überwiegen. 2Die 
Übermittlung unterbleibt, wenn ihr eine besondere bundes- oder entsprechende landesgesetzliche 
Verwendungsregelung entgegensteht. 

 

 

VwV KURS 

2.1. Definition der Zielgruppe 
Zielgruppe der Überwachung sind Personen, die sich  

- wegen einer der in § 181b Strafgesetzbuch (StGB) genannten Straftat gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung mit Ausnahme des § 181a StGB, 

- wegen eines Tötungsdelikts, bei dem Anhaltspunkte für einen sexuellen Hintergrund vorliegen 
oder 

- wegen eines Vollrauschs (§ 323a StGB), der als Rauschtat eines der genannten Delikte zum 
Gegenstand hat,  
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im Straf- oder Maßregelvollzug befinden bzw. befunden haben, deshalb unter Führungsaufsicht ste-
hen werden bzw. stehen und als besonders rückfallgefährdete Risikoprobanden einzustufen sind. 
Personen, bei denen lediglich die Vollstreckung einer Freiheits- oder einer Jugendstrafe bzw. des 
Restes einer Freiheits oder einer Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt worden ist, fallen nicht un-
ter die Zielgruppe. 
 
2.2. Einstufung als Risikoproband 
Maßgeblich für die Einstufung als besonders rückfallgefährdeter Risikoproband sind insbesondere 

- die Persönlichkeit des Probanden, unter anderem sein Aggressionspotential, 
- die Art, Schwere oder Häufigkeit der begangenen Taten sowie die festgestellte Motivlage, 
- das Verhalten nach der Tat, die Entwicklung im Straf oder Maßregelvollzug oder während der 

Führungsaufsicht, 
- das aktuelle Umfeld des Probanden. 

 
 
Nr. 6 Fallkonferenzen 

Anlassbezogen kann von den Führungsaufsichtsstellen, den Vollstreckungsbehörden oder den Poli-
zeidienststellen zu Fallkonferenzen auf örtlicher Ebene eingeladen werden. Bedarfsorientiert können 
hierzu weitere Experten eingeladen werden, zum Beispiel Vertreter der GZS KURS, der forensischen 
Ambulanz, des Sozialen Dienstes der Justizvollzugsanstalten bzw. der Maßregelvollzugseinrichtun-
gen, des Jugendamtes oder der Bewährungshelfer. 

Ziel der Fallkonferenzen ist es, durch ein koordiniertes Vorgehen und die Klärung von Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten, einzelfallbezogen Empfehlungen für geeignete risikoreduzierende führungs-
aufsichtsrechtliche Weisungen und gefahrenabwehrrechtliche Maßnahmen zum Schutz der Allge-
meinheit vor einer Rückfalltat abzustimmen. 

Die weiteren eingeladenen Teilnehmer dürfen nur anwesend sein und an Erörterungen teilhaben, 
soweit ihnen entsprechende gesetzliche Datenerhebungs- und Übermittlungsbefugnisse zustehen. 


